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V/2 - 5114 - 3538/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Aufstellung über gesetzliche Vorschriften, die eine 
Anrechnung von Grundrenten nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz auf andere gesetzliche Leistungen be- 
wirken 

Bezug ; Beschluß des Deutschen Bundestages vom 22. Januar 1964 
- Drucksache IV/ 1831 - 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 107. Sitzung am 22. Ja- 
nuar 1964 im Zusammenhang mit dem von ihm beschlossenen 
Zweiten Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Kriegs- 
opferrechts die Bundesregierung ersucht, eine Aufstellung über 
diejenigen gesetzlichen Vorschriften vorzulegen, die eine An- 
rechnung von Grundrenten nach dem Bundesversorgungsgesetz 
auf andere gesetzliche Leistungen bewirken. 

Ich beehre midi, Ihnen für die Bundesregierung die als An- 
lage beigefügte Aufstellung zu übersenden. 


Blank 
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Aufstellung über bundesgesetzliche Vorschriften, 
die eine Anrechnung von Grundrenten nach dem Bundesversorgungsgesetz auf andere 

gesetzliche Leistungen bewirken 


In folgenden Bereichen werden Grundrenten nach 
dem Bundesversorgungsgesetz angerechnet: 

1. Beamtenversorgungsrecht und verwandte 
Gebiete 

Das Bundesbeamtengeseiz (BBG) selbst enthalt 
keine ausdrückliche Vorschrift, die eine Anrech- 
nung von Grundrenten nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz auf andere gesetzliche Leistungen 
bewirkt. 

Nach den Richtlinien zum Bundesbeamtengesetz 
ist bei der Durchführung folgender Vorschriften 
dieses Gesetzes die Grundrente nach dem BVG 
zu berücksichtigen: 

a) § 125 Abs. 2 und 3 BBG 

(Unterhaltsbeitrag für schuldlos oder aus 
überwiegendem Verschulden des Ehemannes 
geschiedene Ehefrauen und ihnen gleichge- 
stellte frühere Ehefrauen; dieser bis zur Höhe 
des Witwengeldes zu gewährende Unterhalts- 
beitrag ist auf den Unterhalt beschränkt, zu 
dem der Verstorbene verpflichtet war.) 

Auf Grund der RL Nr. 9 zu § 125 BBG wird 
eine Witwengrundrente nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz angerechnet, da auch hierdurch 
der Unterhaltsanspruch erfüllt ist. Die Grund- 
rente aus eigenem Recht berührt den Unter- 
haltsbeitrag nicht, da der Unterhaltsanspruch 
Bemessungsgrundlage ist. 

b) § 126 Abs. 3 BBG 

(Unterhaltsbeitrag für uneheliche Kinder eines 
verstorbenen Beamten) 

Auf Grund der RL Nr. 2 Abs. 6 zu § 126 BBG 
wird die Grundrente nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz, die das Kind wegen der Unter- 
haltspflicht des Beamten erhält, angerechnet. 

c) §§ 145, 181 a Abs. 3 BBG 

(Unterhaltsbeitrag für Verwandte der aufstei- 
genden Linie, deren Unterhalt z. Z. des Dienst- 
unfalls ganz oder überwiegend durch den 
Verstorbenen bestritten wurde.) 

Nach der RL Nr. 1 Abs. 3 zu § 145 BBG ist die 
Grundrente nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz bei Prüfung der Bedürftigkeit zu be- 
rücksichtigen. 

d) Polizeivollzugsbeamtengesetz 

Die unter a) bis c) aufgeführten Vorschriften 
des BBG gelten für die Polizeivollzugsbeamten 
entsprechend (§§ 2 und 20 Abs. 4 BPolBG). 


e) Gesetz zur Regelung der Wiedergutma- 
chung nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes 
(BWGöD) 

Das BWGöD enthält keine speziellen Vor- 
schriften, die die Grundrente nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz berühren würden. Für 
die Regelung der gewährten Wiedergutma- 
chung gelten nadi § 18 BWGöD die versor- 
gungsrechtlichen Vorschriften des wiedergut- 
machungspflichtigen Dienstherrn. Soweit der 
Bund wiedergutmachungspflichtig ist, finden 
auch die oben unter a) bis c) angegebenen 
Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes An- 
wendung. 

/) Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) 

Nach § 18 Abs. 3 BBesG wird für ein dauernd 
erwerbsunfähiges Kind unter bestimmten Vor- 
aussetzungen Kinderzuschlag gewährt, wenn 
es nicht ein eigenes Einkommen von mehr als 
125 Deutsche Mark monatlich hat; zum Ein- 
kommen im Sinne dieser Vorschrift zählt auch 
die Grundrente nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz. 

2. Soldatenversorgungsgesetz (SVG) 

Bei Beurteilung der Frage, inwieweit der Lebens- 
unterhalt von Eltern ganz oder überwiegend vom 
Verstorbenen bestritten worden ist, also bei der 
Gegenüberstellung des eigenen Einkommens der 
Eltern mit den vom Verstorbenen zusätzlich ge- 
zahlten Beträgen, wird eine Grundrente der Eltern 
nach dem Bundesversorgungsgesetz im Rahmen 
ihres eigenen Einkommens berücksichtigt. Dies ist 
wie auch im Beamtenrecht der Fall bei Gewäh- 
rung eines Unterhaltsbeitrags an die Eltern eines 
durch Dienstunfall verstorbenen Soldaten (§ 27 
i. V. mit § 145 BBG) und bei Gewährung der ein- 
maligen Unfallentschädigung an Eltern nach § 63 
SVG. 

3. Bundessozialhilfegesetz (BSHG) 

Nach dem BSHG besteht hinsichtlich der Grund- 
rente keine Sonderbestimmung; die Grundrente 
gilt demgemäß als Einkommen im Sinne des § 76 
BSHG. Als Ausnahme kennt das BSHG nur die 
Bestimmung des § 78, wonach freiwillige Zuwen- 
dungen unter bestimmten Voraussetzungen als 
Einkommen außer Betracht bleiben. Nach § 77 
BSHG werden Leistungen auf Grund öffentlich- 
rechtlicher Vorschriften, die zu einem ausdrück- 
lich genannten Zweck gewährt werden, als Ein- 
kommen nur insoweit berücksichtigt, als die So- 
zialhilfe im Einzelfall demselben Zweck dient. 
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Da das Bundesversorgungsgesetz jedoch den 
Zweck der Grundrente nicht ausdrücklich nennt, 
kann § 77 auf sie keine Anwendung finden. 

Im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt muß 
das Einkommen in voller Höhe eingesetzt werden, 
ehe Hilfe gewährt wird. Härten, die sich hieraus 
ergeben können, begegnet das Gesetz durch Zu- 
billigung von Mehrbedarfsleistungen, z. B. zugun- 
sten alter Menschen, Erwerbsunfähiger, Erwerbs- 
tätiger. Die Hilfe in besonderen Lebenslagen ge- 
nießt den Schutz einer besonderen Einkommens- 
grenze. Liegt das Einkommen unter der Einkom- 
mensgrenze, so wird Hilfe in vollem Umfange 
gewährt, übersteigt das Einkommen die Grenze, 
so wird das Einkommen in angemessenem Um- 
fang herangezogen. Besondere Belastungen des 
Hilfesuchenden und seiner unterhaltsberechtigten 
Angehörigen sind zu berücksichtigen. 

Vorstehendes gilt auch für die Tuberkulosehilfe 
(Abschnitt 3 Unterabschnitt 8 BSHG), wobei spe- 
ziell für die Tuberkulosehilfe in § 86 Abs. 3 
BSHG vorgesehen ist, daß der Einsatz des Ein- 
kommens für den Lebensunterhalt in voller Höhe 
lediglich verlangt werden kann, nicht aber ver- 
langt werden muß. 

Unter der Geltung des Tuberkulosehilfegesetzes 
aus dem Jahre 1959, das inzwischen im Bundes- 
sozialhilfegesetz aufgegangen ist, hatte die Ar- 
beitsgemeinschaft der Deutschen Landesfürsorge- 
verbände in ihren vorläufigen Musterrichtlinien 
für wirtschaftliche Hilfe vom 25. Juni 1959 emp- 
fohlen, zur Vermeidung von Härten in entspre- 
chender Anwendung des § 11 c Abs. 2 und 3 und 
des § 23 Abs. 3 der Reichsgrundsätze Mehr- 
bedarfszuschläge in Höhe der Grundrente zu 
gewähren. Die seit dem Inkrafttreten des Bun- 
dessozialhilfegesetzes zu verzeichnende starke 
Erhöhung der Regelsätze und die Entwicklung, 
die die Grundrente mit dem Ersten Neuordnungs- 
gesetz genommen hat, haben wohl Veranlassung 
dazu geboten, daß die Bereitschaft der überört- 
lichen Träger der Sozialhilfe geringer geworden 
ist, bei der Bemessung der Sozialhilfe die Grund- 
rente nicht anzurechnen. 

4. Jugendwohlfahrtsgesetz (JWG) 

Nach §§ 81 ff. JWG haben der Minderjährige und 
seine Eltern die Kosten der Hilfe zu tragen, die 
für die Gewährung der Hilfen zur Erziehung 
nach dem JWG entstehen, soweit ihnen die Auf- 
bringung der Mittel aus ihrem Einkommen und 
Vermögen zuzumuten ist. Zu dem Einkommen 
des Minderjährigen und seiner Eltern gehören 
auch die Leistungen nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz, also auch die nach diesem Gesetz 
gewährte Grundrente. 

Im einzelnen gelten für den Einsatz des Einkom- 
mens und des Vermögens die in Abschnitt 4 des 
Bundessozialhilfegesetzes enthaltenen Bestim- 
mungen. 


Für Hilfen nach § 5 JWG kann Landesrecht be- 
stimmen, ob und inwieweit Hilfen unabhängig 
davon gewährt werden, daß dem Minderjährigen 
und seinen Eltern die Aufbringung der Kosten 
zuzumuten ist. Dies gilt insbesondere für Lei- 
stungen im Bereich der Jugendpflege. Hier wer- 
den häufig in den Ländern Pauschalhilfen für die 
einzelnen Jugendlichen gewährt, ohne daß das 
persönliche Einkommen und Vermögen des ein- 
zelnen Jugendlichen herangezogen oder auch nur 
geprüft wird. 

5. Unterhaltssicherungsgesetz 

Bei Prüfung der L/nterhaltsberechtigung im Sinne 
von § 1602 BGB ist die Grundrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz dem etwa vorhandenen 
übrigen Einkommen hinzuzurechnen (vgl. insbe- 
sondere § 4 des Unterhaltssicherungsgesetzes mit 
Hinweis 13. c) der Hinweise zur Durchführung 
des Unterhaltssicherungsgesetzes vom 1. August 
1961 (GMBl. Nr. 30 S. 684). 

6. Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung (AVAVG) 

a) Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 

aa) Nach § 150 Abs. 4 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung (AVAVG) gilt die Grundrente 
der Beschädigten (§ 31 BVG) in der Ar- 
beitslosenhilfe nicht als Einkommen und 
ist daher bei der Bedürftigkeitsprüfung 
nicht zu berücksichtigen. 

bb) Nach § 150 Abs. 1 bis 3 AVAVG sind da- 
gegen die Grundrenten der Witwen und 
Waisen als Einkommen des Arbeitslosen 
oder seiner Angehörigen bei der Bedürf- 
tigkeitsprüfung zu berücksichtigen, so- 
weit es die vorgeschriebenen Freibeträge 
übersteigt. 

b) Familienzuschläge in der Arbeitslosen- 
versicherung und in der Arbeitslosenhilfe 

Nach § 89 Abs. 6 AVAVG besteht Anspruch 
auf Familienzuschlag zum Arbeitslosengeld 
oder — in Verbindung mit § 144 Abs. 1 Satz 2 
* AVAVG — • zur Unterstützung aus der Ar- 
beitslosenhilfe für einen Angehörigen nicht, 
wenn dieser seinen Lebensunterhalt aus eige- 
nen Kräften und Mitteln beschaffen kann oder 
der Lebensunterhalt durch Leistungen sicher- 
gestellt werden kann, die ein Dritter für ihn 
gewährt oder zu gewähren hat. Dabei bleiben 
entsprechend den unter a) dargestellten Rege- 
lungen Grundrenten der Beschädigten - nicht 
dagegen die sonstigen Grundrenten nach dem 
BVG - unberücksichtigt (II. und III. der Richt- 
linien des Verwaltungsrats der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung nach § 89 Abs. 8 AVAVG vom 
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13. Mai 1957 - Amtliche Nachrichten der 

Bundesanstalt, S. 357). 

c) Maßnahmen zur Verhütung und Beendi- 
gung der Arbeitslosigkeit 

Nach §§ 130 bis 139 AVAVG können u. a. fol- 
gende Leistungen gewährt werden: 

i) § 130 Förderung der Arbeitsaufnahme 

(Vorstellungskosten, Trennungsbei- 
hilfen, Arbeitsausrüstung, Anlern- 
zuschüsse, Überbrückungsbeihilfen, 
Wirtschaftsbeihilfen an Landarbei- 
terfamilien) 

ii) § 131 Berufsausbildungsbeihilfen, zunächst 

weiterhin nach § 140 AVAVG alter 
Fassung 

iii) § 133 Berufliche Bildungsmaßnahmen 

(Fortbildung, Umschulung) 

iv) § 135 Beihilfe bei Aufnahme einer selb- 

ständigen Tätigkeit 

v) § 136 Förderung weiterer Maßnahmen, die 

zur Verhütung und Beendigung der 
Arbeitslosigkeit geeignet sind 

vi) § 139 Rehabilitationsmaßnahmen 

§ 137 Abs. 1 bestimmt: 

(1) Die Förderung nach den §§ 130, 131, 133, 
135 und 136 darf nur gewährt werden, wenn 
die erforderlichen Mittel den Beziehern von 
Arbeitslosengeld nicht oder nicht in ausrei- 
chendem Maße zur Verfügung stehen und auch 
nicht von Dritten zur Verfügung gestellt wer- 
den.' 1 

Besondere Vorschriften über die Anrechnung 
oder Nichtanrechnung von Grundrenten nach 
dem Bundesversorgungsgesetz bei Prüfung 
dieser Leistungsvoraussetzung gibt es im Ge- 
setz nicht. Nach den Durchführungsanweisun- 
gen des Präsidenten der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung vom 21. August 1962 zu den Richtlinien 
des Verwaltungsrats für die Gewährung von 
Berufsausbildungsbeihilfen aus Mitteln der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vom 11. November 
1953 in der Fassung vom 9. März 1956 gelten 
die Grundrenten der Beschädigten nach § 31 
BVG nicht als Einkommen und werden daher 
auf die Berufsausbildungsbeihilfen nicht ange- 
rechnet (Amtliche Nachrichten der Bundesan- 
stalt 1963, S. 168). 

7. Heimkehrergesetz 

Nach § 5 Abs. 12 der Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für 
Heimkehrer vom 13. Juli 1950 (Bundesgesetzbl. 


S. 327), zuletzt geändert durch die Vierte Verord- 
nung zur Änderung der Verordnung zur Durch- 
führung des Heimkehrergesetzes vom 5. Mai 1962 
(Bundesgesetzbl. I S. 325), gilt die Grundrente 
der Beschädigten (§ 31 BVG) nicht als Einkom- 
men und ist daher auf die Ausbildungsbeihilfe 
nicht anzurechnen. 

Die Grundrenten der Witwen und Waisen sind 
dagegen als Einkommen des Heimkehrers oder 
seiner Angehörigen, soweit es die vorgeschriebe- 
nen Fr eibe träge übersteig t, nach Maßgabe des 
§ 5 Abs. 7 bis 10 der VO zum Heimkehrergesetz 
anzurechnen. 

8. Bundesentschädigungsgesetz (BEG) 

Renten nach dem Bundesversorgungsgesetz wer- 
den - ohne Rücksicht darauf, ob es sich um 
Grundrenten oder um Ausgleichsrenten handelt 
- innerhalb des BEG in folgenden Fällen be- 
rücksichtigt: 

a) Schaden an Leben 

aa) Bei der Bemessung des Hundertsatzes der 
BEG-Rente nach § 18 Abs. 2 BEG i. V. mit 
§ 13 Abs. 3 Nr. 6 und 7 der 1. DV BEG. 

bb) Beim Ruhen der BEG-Rente gemäß § 22 
BEG. 

b) Schaden an Körper oder Gesundheit 

Bei der Bemessung des Hundertsatzes der 
BEG-Rente nach § 31 Abs. 3 BEG i. V. mit 
§ 15 Abs. 3 Nr. 7 der 2. DV BEG. 

c) Schaden im beruflichen Fortkommen 

aa) Auf die Witwen- und Kinderrenten nach 
dem BEG werden nach § 85 Abs. 2 BEG 
i. V. mit § 24 Abs. 2 Nr. 3 der 3. DV BEG 
Leistungen nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz angerechnet; vgl. auch § 86 Abs. 3 
BEG. 

bb) Der monatliche Mindestbetrag der Berufs- 
schadensrente von 100 DM wird nach § 95 
Abs. 3 BEG i. V. mit § 34 Abs. 1 der 3. 
DVBEG insoweit gekürzt, als er zusam- 
men mit Versorgungsbezügen oder wie- 
derkehrenden Leistungen aus deutschen 
öffentlichen Mitteln den Betrag von 300 
DM monatlich übersteigt. Bei verheirate- 
ten Verfolgten erhöht sich der Freibetrag 
um 60 DM; für jedes Kind, für das nach 
Beamtenrecht Kinderzuschläge gewährt 
werden können, beträgt die Erhöhung 
20 DM. 

cc) Eine entsprechende Regelung wie unter 
bb) gilt für die Mindestrente der Witwen 
und Kinder nach § 97 Abs. 2 BEG i. V. 
mit § 35 Abs. 2 der 3. DV BEG; vgl. auch 
§ 98 BEG. 
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9. Allgemeines Kriegsfolgengesetz, Rechtsträger- 
abwicklungsgesetz, NS-Abwicklungsgesetz 

Das Allgemeine Kriegsfolgengesetz, der Gesetz- 
entwurf zur Regelung der Rechtsverhältnisse nicht 
mehr bestehender Öffentlicher Rechtsträger und 
der Entwurf eines NS-Abwicklungsgesetzes sehen 
eine Anrechnung von Grundrenten nach dem 
BVG nicht vor. Da diese Gesetze jedoch nur die 
Erfüllung bestehender Ansprüche regeln, kommt 
es demnach allein darauf an, ob nach dem einzel- 
nen Schuldverhältnis eine solche Anrechnung in 
Betracht kommen könnte. Bei der Durchführung 
des AKG ist ein derartiger Fall nicht bekannt- 
geworden. 


10. Gesetzliche Renten- und Unfallversicherung 

Auf die wiederaufgelebte Witwen- oder Witwer- 
rente (§ 615 Abs. 2, § 1291 Abs. 2 RVO, § 68 
Abs. 2 AVG und § 83 Abs. 3 RKG) ist ein infolge 
Auflösung oder Nichtigerklärung der Ehe erwor- 
bener neuer Unterhalts-, Renten- oder Versor- 
gungsanspruch anzurechnen, um eine Anhäufung 
von Rentenleistungen durch mehrere Eheschlie- 
ßungen zu vermeiden. Zu den anzurechnenden 
Leistungen gehört auch ein durch Tod des zwei- 
ten Ehemannes entstandener Anspruch auf Wit- 
wenrente nach dem Bundesversorgungsgesetz. 


6 



